
Aktenzeichen:

2 RU„„ 109 57

' l m N a m e n d e e V o l k e s
Verkündet

am 5oApril 1960 In Sachen

OOOOOQIOOOU.O.u...-looooooooonoootooeQuinton,

Beklagten, Revisionsklägerin
und Revisionsbeklagten,

g e g e n

'IIOIOOODiOIOO‘OCIOOOOOOOOO'......COOOOOOOOOO,

Kläger, Revisionsbeklagten
und Revisionskläger,

hat der 2° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 5. April 1960, an der

mitgewirkt'haben

Senat3präsident B r a c k m a n n
als Vorsitzender‚

Bundesrichter D 0 m i a n i und

Bundesrichter S c h m i t t

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter K n i e p m e y e r und

Bundessozielrichter L i e f l ä n d e r
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Auf die Revisionen der Beklagten und des Klägers

wird das Urteil des Landeésozialgerichts Schleswig

vom 7. März 1957 mit den ihm zugrunde liegenden

Feststellungen aufgehoben°

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entschei-

dung an das Landcesozialgericht zurückverwiesen°

— Von Rechts wegen —
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I

Der Kläger erlitt am 12° Dezember 1951 an Bord des Motor—

schiffes "Cläre Hugo Stinnes" einen Arbeitsunfall. Dabei

zog er sich — wie in dem Bescheid der Beklagten vom 29.

August 1952 angegeben ist - einen Bruch des 2. Lendenwir—

bels‚ eine Kopfwunde und eine Gehirners0hütterung zu. Die

Beklagte gewährte ihm deswegen auf Grund eines Gutachtens

des Facharztes für Chirurgie Doz. Dr. KLii:t.vom 30. Juli

1952 zunächst die Vollrente und vom 2. August 1952 an eine
vorläufige Teilrente nach einer Minderung der Erwerbsfähig—

keit (MdE.) von 40 v.H. Durch Bescheid vom 27. April 1953

setzte die Beklagte die Rente mit Wirkung vom 1. Juni 1953

an auf eine vorläufige Teilrente von 30 V.H. der Vollren—

te herab, nachdem Dr. Kii£?:tauf Grund einer Nachuntersu—

chung am 25. Februar 1953 — unter näherer Begründung —
eine

Besserung im Befund festgestellt hatte.

Den Herabsetzungsbescheid hat der Kläger bei dem 0berver—

sicherungsamt (OVA.) Schleswig angefochten; von dort ist

die Sache auf das Sozialgericht (SG.) Schleswig übergegan-
geh. In diesem Verfahren hat sich zunächst Prof. Dr. M:1i::

als Sachverständiger geäußert: Gegenüber dem Befund vom
30. Juli 1952 sei eine wesentliche Besserung eingetreten;

sie sei in der Rückbildung der K0pfschmerzen zu sehen. VOm

1. Juni 1953 an betrage die MdB. 20 V.H. Außerdem ist der

Sachverständige Dr. N::i: in der mündlichen Verhandlung

vom 23. September 1954 gehört werden. Er hat u.a. bekundet,

in der Zeit zwischen der ersten Begutachtung durch Dr. K:::

2321und der Begutachtung durch Prof. Dr. M££1Tilsei eine

"weitere wesentliche Besserung" der Folgebeschwerden des

Unfalls eingetreten; die MdB. überschreite nicht 20 V.H.

Das SG. ist in der Beurteilung der MdB. keinem der Sach—

verständigen gefolgt. Es hat durch Urteil vom 23. September

1954 den Herabsetzungsbescheid aufgehoben und die Beklagte
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verurteilt, dem Kläger vom 1. Juni 1953 an weiterhin eine Un—

fallrente nach einer MdB° von 40 V.H. als Dauerrente zu ge—

währen°

Gegen das ihr am 14. Oktober 1954 zugestellte Urteil hat die

Beklagte am 5, November 1954 Berufung eingelegt, Zur Begrün—

dung hat sie ausgeführt, das SG° habe die Grenzen des Rechts

der freien Beweiswürdigung überschritten, indem es in der

medizinischen Beurteilung der Unfallfolgen und des Grades der

MdEo‚ ohne eigene Sachkunde zu besitzen, von der übereinstim—

menden Auffassung aller im Verfahren gehörten Sachverständi—

gen erheblich abgewichen sei° ’

Durch Bescheid vom 27. Oktober 1954 entzog die Beklagte die

Rente mit Ablauf des Monats November 1954,

Das Landessozialgericht (LSG.) hat die Berufung durch Urteil

vom 2° März 1955 als unzulässig verworfen, weil der Rechts—
streit nur den Grad der MdB. betreffe (@ 145 Nr. 4 des Sozial—

gerichtsgesetzes — SGG—) und der gerügte Mangel in der Be—
weiswürdigung des SG. nicht vorliege. Auf die — nicht zuge—

lassene — Revision der Beklagten hat das Bundessozialgericht
(BSGO) am 24° Oktober 1956 das Urteil des LSG, aufgehoben und

die Sache zur erneuten Verhandlung und EntScheidung zurück-
verwiesen, weil das LSG° den Entziehungsbescheid vom 27° Oktober

1954 nicht in sein Verfahren einbezogen hatte.

Auf Grund erneuter mündlicher Verhandlung hat das LSG„_nach—
dem es den Facharzt für Chirurgie Dr. H■iißlals Sachverstän—

digen vernommen hatte, am 7, März 1957 die Berufung gegen das

erstinstanzliche Urteil wiederum als unzulässig verworfen; den

Antrag des Klägers auf Aufhebung des Zweitbescheides hat es
zurückgewiesen. Das LSG. hat die Revision zugelassen, weil

"insbesondere das Problem-der Umwandlung einer unzulässigen
Berufung in eine zulässige Berufung durch nachträglichen Ein-

tritteines Zweitbescheides des Versicherungsträgers in das Be—

rufungsverfahren noch zu klären" sei°
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Das Urteil ist dem Kläger am 4. April, der Beklagten am

8. April 1957 zugestellt worden. Hiergegen haben beide Be—

teiligte Revision eingelegt, die Beklagte am 3. Mai 1957,
der Kläger am 4. Mai 1957. Die Revisionsbegründung der Be—

klagten ist am 6. Juni eingegangen, die des Klägers am 4. Ju—

li 1957; bis zu diesem Tage war die Begründungsfrist auf sei—

nen Antrag verlängert worden°

Die Beklagte führt aus: Das LSG. hätte eine Sachentscheidung

treffen müssen, weil die Berufung weder nach Nr. 3 noch nach‘

Nr. 4 des 5 145 SGG ausgeschlossen, jedenfalls aber wegen des

gerügten Mangels in der Beweiswürdigung des SG. statthaft ge—

wesen sei. ‘

Sie beantragt,

das Urteil des LSG° Schleswig vom 7. März 1957 inso—

weit aufzuheben, als es die Berufung der Beklagten ge—

gen das Urteil des SG. Schleswig vom 23. September 1954

als unzulässig verworfen hat, und die Klage auch inso—

weit abzuweisen,

hilfsweise,

das Urteil des LSG. Schleswig vom 7. März 1957 in die—

sem Umfange aufzuheben und die Sache an die Vorinstanz

zurückzuverweisen°

Der Kläger beantragt,

die Revision der Beklagten zurückzuweisen und das Urteil
des LSG. vom 7. März 1957 hinsichtlich des Bntziehungs—

lbescheides
vom 27. Oktober 1954 sowie diesen Bescheid

aufzuheben‚

hilfsweise,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die Sache zur

erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG. zu—
rückzuverweisen°

Der Kläger rügt Verletzung des @128 Abs. 2 und des @103
...5-
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SGG° Er trägt vor: Der Sachverständige Dr. H::ZZ.habe ihn

nicht untersucht, vielmehr nur seinen Rücken befühlt, nach-

dem sich das Gericht bereits zur Beratung zurückgez0gen gehabt ha—

be° Er habe seine Äußerung im Beratungszimmer abgegeben°

Hiervon habe er — der Kläger — keine Kenntnis erlangt und

infolgedessen nicht dazu Stellung nehmen können° Der Sach—

verhalt hätte auch eingehender erforscht, vor allem ein

neues ärztliches Gutachten eingeholt Werden müssen; außer—

dem hätte das LSG° den Kläger selbst vernehmen müssen° Da—
bei hätte es erfahren, daß der Kläger sich im NOVember l954

einem Kuraufenthalt in der Heilstätte Bad Bramstedt unter—

zogen habe‚ Die dortigen Untersuchungsergebnisse hätten

beigezogen werden müssen° Eine Befragung des Klägers hätte
bauch ergeben, daß noch jetzt erhebliche Folgen der Gehirn—

erschütterung beständen° Das LSG° hätte sich auch darüber

unterrichten müssen, wie der Zustand des Klägers sich bei
der Arbeit zeige. Dabei hätte sich ergeben, daß der Kläger
an zeitweiser Taubheit des rechten Ohres und an Druckemfind—

lichkeit der Narbe an der rechten Kopfseite leide und daß

vor allem die Denk— und Konzentrationsfähigkeit aussetze°

Ferner hätte das LSG„ klären müssen, weshalb die ärztliche,

Behandlung des Klägers am 2. August 1952 abgeschlossen wor—
den sei. Es hätte sich ergeben, daß er damals nicht geheilt

gewesen, sondern wieder zur See gefahren sei° Durch Anhörung

des Arztes Dr° Er: hätte auch geklärt werden können, daß der
Kläger noch von Februar bis April und von August bis Oktober

'1953 mit seiner Arbeit ausgesetzt habe und wegen der Unfall—

folgen in ärztlicher Behandlung gewesen sei°

Die Beklagte beantragt,

die Revision des Klägers zurückzuweisen°

Zur Klärung der vom Kläger beanstandeten Verfahrensweise des

LSG° anläßlich der Vernehmung des Sachverständigen Dr. HEIII
hat das BSG„ Beweis erhoben. Es hat Dr° HZZZä:durch das SG„

Schleswig als ersuchtes Gericht vernehman lassen, den Pro—
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zeßbevollmächtigten des Klägers im Berufungsverfahren, Kurt

B::Z, schriftlich gehört und dienstliche Äußerungen der bei—

den beisitzenden Berufsrichter des LSG. herbeigeführt.

II

Beide Revisionen sind form— und fristgerecht eingelegt und

begründet werden°

Die BEYÄSÄER„QE?.ESÄÄ?E?FE ist durch Zulassung statthaft

(@162Abs„l Nr‚1 see); Sie ist auchbegründet,weil die Be—
rufung gegen das Urteil des SG° Schleswig vom 23. September

1954 entgegen der Auffassung des LSG° zulässig war und des—

halb eine Sachentscheidung hätte ergehen müssen°

Es konnte dahingestellt bleiben, ob ein Berufungsausschluß—

grund nach 5 145 Nr° 3 oder 4 SGGvorlago Ungeachtet die—

ser Vorschriften war die Berufung entgegen der Auffassung

des LSG„ nach 5 150 Nr, 2 sec statthaft, weil die Beklagte
einen wesentlichen Mangel im Verfahren des LSG° mit Recht

gérügt hatte° Das SG° hatte zu würdigen, ob in der Zeit vom
‚50° Juli 1952 an eine wesentliéhe Besserung im Gesundheits—

zustand des Klägers eingetreten ist° Zu dieser Frage hat

Dr, Kiliii;in seinem Gutachten vom 25. Februar 1955 u„a°
ausgeführt, die Beweglichkeit der Wirbelsäule habe zuge—
nommen, die Lendenwirbelsäule sei etwas weniger empfind—

'lich und die Beschwerden hätten sich auch subjektiv gebes—

sert° Prof° Dr, M::i:::hat im Gutachten vom 24° November

1955 bekundet, gegenüber dem Befund vom 50° Juli 1952 sei

eine wesentliche Besserung durch Rückbildung der Kopfschmer—

zen eingetreten. Schließlich ist auch Dr. hi:i2.zu dem Er—

gebnis gelangt, ZWischen dem 50. Juli 1952 und dem 24" No?

vember 1955 sei eine weitere wesentliche Besserung einge—

treten, In Abweichung von diesen im Ergebnis weitgehend über—

_
einstimmenden Bekundungen hat das LSG. festgestellt, eine

merkliche Veränderung des Zustandsbildes beim Kläger sei

nicht eingetreten“ Diese richterliche Würdigung hält sich
....‘7-
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nicht im Rahmen des Rechts, das Beweisergebnis frei zu würdi—

gen (5 128 Abs.1 SSG). Sie läßt sich auch nicht daraus recht—

fertigen, daß das SG° neben den medizinischen Gutachten die

Aussagen des Klägers selbst verwertet hat; denn diese Aussagen

standen auch dem Terminssachverständigen Dr. NZ-;„_als Erkennt—

nisquelle zur Verfügung. Ferner hat das SG ausgeführt, Dr° K321

:;‘;erblicke die Besserung nur in einem Nachlassen der Kopf—

schmerzen und "einer für das Gericht nicht erkennbaren Beweg—

lichkeitszunahme der Wirbelsäule". Hiermit hat das Gericht — für

seine Entscheidung möglicherweise bedeutsame — Zweifel an der

Richtigkeit der Bekundung des Dr. KIZ—ZS-zum Ausdruck gebracht,

die entweder hätten begründet werden oder Veranlassung geben

müssen, den Sachverhalt in medizinischer Hinsicht näher zu er—

forschen° Das SG. hat abschließend als seine Meinung hingestellt,

"die Folgen des schweren Unfalls könnten unmöglich nach gut ei—

nem Jahr schon in dem angenommenen Maße zurückgegangen sein"°

Hiermit hat sich das SG. ohne wohlerwcgene und stichhältige

Gründe über die Beurteilung medizinischer Fragen durch die Sach—

verständigen hinweggesetzt (Vgl. BSG. SozR° SGG@128 Bl„ Da 1
Nr. 2)°

Die hiernach fehlerhafte Überzeugungsbildung des SG° ist von
der Beklagten in ihrer Berufungsschrift vom 27. Oktober 1954

ordnungsmäßig gerügt worden. Diese Rüge mußte, auch nachdem die

Sache durch Urteil des BSG. vom 24. Oktober 1956 an das LSG.
zurückverwiesen und ohne daß die Rüge nach der Zurückverweisung

erneut erhoben werden war, vom LSG. beachtet werden. Die Zurück—

verweisung an das Gericht der unteren Instanz bedeutet nicht die

Eröffnung einer neuen Instanz, sondern setzt das frühere Ver—
fahren unter Wiedereröffnung der unteren Instanz fort; die Ver—
handlungen in den beiden Verfahrensabschnitten — vor und nach der

Zurückverweisung — bilden eine Einheit (vgl. RGZ. 149 S. 157

“11607 und 158 S 196; Rosenberg,>Lehrbuch des deutschen Zivil-
prozeßrechts, 8 Aufl. S. 716 unter b; Jieczorek, 5 565 ZPO,
Anm 0 II)

Da somit hinsichtlich des Herabsetzungsbescheides vom 27. April
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1953 zu Unrecht keine Sachentscheidung im Berufungsverfahren

ergangen ist, mußte das Urteil des LSG° insoweit aufgehoben

werden° Entgegen der Auffassung der Beklagten kann das BSG°

in der Sache selbst nicht entscheiden, weil es an der Fest—

stellung Von Tatsachen durch das hierzu allein befugte LSG°

fehlt° Es bedurfte der Zurückverweisung an das Berufungs—

gericht°

Auch die BEXÄEÄPP;QSP-KÄQESÄÄ ist, wie die Beklagte in der
' mündlichen Verhandlung vor dem BSG, nicht mehr bezweifelt

hat, nach 5 162 Abs.1 Nr° 1 SGG statthaft° Von dem Zulas—

sungsausspruch wird auch der Teil des Berufungsurteils er—

faßt, der sich auf den Entziehungsbescheid vom 27, Oktober

1954 bezieht; denn das LSG, hat, obwohl es die Revi3ion

in erster Linie zur Klärung einer den Herabsetzungsbescheid

) betreffenden prozessualen Rechtsfrage zugelassen hat, die

Zulassung nicht eindeutig auf den Streit um diesen Bescheid
beschränkt° Hiernach bedurfte es nicht der Prüfung, ob eine

solche Beschränkung zulässig gewesen wäre (Vgl‚ BSG. 3 S.

135 [13g7)„

An die unbeschränkte Zulassung der Revision ist das BSG°
gebunden, es sei denn, daß die Zulassung offe■nr gesetz—

widrig oder offensichtlich ungerechtfertigt wäre (vgl°

BSG° 6 8° 70, l S° 104, 10 S° 230, 233 und 240). Ein sol—
cher Ausnahmefall liegt nicht vor; es läßt sich nicht aus—
schließen„daß die Beurteilung irgendeiner Rechtsfrage,

‘de0 der Frage, ob sich ein vom LSG° angeführter Unfall

des Klägers vom Januar 1954 auf den Bestand des Entzie—

hungsbescheides auswirkt, Veranlassung gegeben haben könn—

te, die Revision auch hinsichtlich dieses Bescheides zuzu—

lassen°

Die somit zulässige Revision des Klägers ist auch begrün—

det°

Das LSG° hat die vom Kläger erstrebte Aufhebung des Ent—

ziehungsbescheides abgelehnt, indem es festgestellt hat,

- 9 -
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die Unfallfolgen hätten in der Zeit nach dem 30. November 1954

die Erwerbsfähigkeit des Klägers nicht mehr in einem zur Ge—

währung einer Rente berechtigenden Grade gemindert. Zur Be—
\seitigung der Bindungswirkung dieser auf dem Gebiet des Tat—

sächlichen liegenden Feststellung hat der Kläger eine Reihe

von Revisionsgründen vorgebracht, welche die Verletzung der

@@105 und 128 Abs. 2 SGG zum Gegenstand haben. Diese Rügen

sind jedenfalls insoweit ungerechtfertigt, als sie sich nicht

auf die Anhörung des Dr° Hii:älund die Verwertung des von ihm

erstatteten Gutachtens beziehen. Das LSG. konnte, ohne seine Pflicht

zur Erforschung des Sachverhalts zu verletzen, von der Vernehmung

des Klägers schon deshalb absehen, weil dieser anläßlich der Un—

tersuchung durch mehrere Ärzte hinreichend Gelegenheit hatte, sei—

ne Beschwerden vorzubringen. Infdßedessen ist das Revisionsvor—

bringen unbeachtlich, daß der Kläger, wenn er vernommen worden

wäre, über Nachwirkungen der Gehirnerschütterung und über sei—

nen Kuraufenthalt in der Heilstätte Bad Bramstedt berichtet und

möglicherweise das Gericht in den Stand gesetzt hätte, von dort

die Üntersuchungsergebhisse beizuziehen. Ein Verstoß gegen
5 103 SGG ist auch nicht darin zu sehen, daß das LSG. es un—
terlassen hat, bei dem Arbeitgeber des Klägers Erkundigungen

“über seine Arbeitsfähigkeit einzuziehen; in dieser Hinsicht

konnte es sich auf.die Beurteilung der hierzu berufenen ärzt—

lichen Sachverständigen verlassen. SChließlich ist nicht er—
sichtlich, weshalb das LSG. weitere Nachforschungen darüber

hätte anstellen sollen, warum die ärztliche Behandlung des Klä—

gers am 2. August 1952 zunächst abgeschlossen wurde. Das LSG.

hat als Grund für den Abschluß der Behandlung angeführt, daß

"der Kläger wieder zur See fahren wollte"; diese Feststellung
stimmt mit dem Vorbringen der Revision überein. Es ist kein

Anhaltspunkt dafür gegeben, daß das LSG. der Meinung gewesen
wäre, der Kläger sei in dem angeführten—Zeitpunkt bereits ge-
he■t gewesen° Die weitere Rüge, das LSG. hätte durch Anhörung

des Arztes Dr. F::Lklären können, daß der Kläger im Jahre 1953

wegen
der Unfallfolgen mit der Arbeit ausgesetzt habe und in

ärztlicha‘Behandlung gewesen sei, ist nicht schlüssig. Die Re—
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vision hat weder behauptet, daß das LSG„ diese Umstände

gekannt habe, noch hat sie dargetan, inwiefern sich aus

der Behandlungsbedürftigkeit Schlüsse auf das Ausmaß der

Unfallfolgen für die Zeit nach dem 50, November 1954 hät—

ten ziehen lassen°

Hinsichtlich der Verfahrensweise des LSG° bei der Verneh—

mung des Sachverständigen Dr° HI£fllhat die vom Senat

durchgeführte Beweisaufnahme die Behauptung der Revision

nicht bestätigt, daß der Sachverständige jedenfalls einen

Teil seines Gutachtens vor den im Beratungszimmer versam—

melten Richtern in Abwesenheit des Klägers und seines

Prozeßbevollmächtigten erstattet habe. Dagegen läßt sich

nach der Zeugenaussagedes Dr., H:i::vom. 23„ März1960
„die Möglichkeit nicht ausschließen, daß dieser sein Gut—

achten vom 7° März 1957 zunächst mündlich im Verhandlunge—

raum in Gegenwart der Beteiligten erstattet, es aber erst

nach Schluß der mündlichen Verhandlung in Abwesenheit der

Richter entweder selbst schriftlich niedergelegt oder der

Schriftführerin diktiert hat, ohne daß der Kläger Gele—
genheit gehabt hätte, zu dem Inhalt des schriftlichen Gut—

achtens Stellung zu nehmen° Ob eine solche dem 5 122 Abs.2

SGG zuwiderlaufende Verfahrensweise einen wesentlichen

Mangel im Verfahren des LSG. darstellt und das angefoch—

tene Urteil hinsichtlich des Entziehungsbescheides aus
diesem Grunde oder wegen Verletzung des @ 128 Abs. 2 SGG
aufgehoben werden müßte, bedurfte jedoch im vorliegenden

Falle.nicht der Entscheidung, weil das Urteil des LSG.

in dem hier in Betracht kommenden Teil aus einem anderen

Grunde keinen Bestand haben kann°

_Das LSG, hat zur Begründung der Klagabweisung hinsichtlich

des Entziehungsbescheides scheinbar festgestellt, vom 30.

November 1954 an seien keine Unfallfolgen mehr vorhanden.

Bei näherer Durchsicht der Entsdeidungsgründe ergibt sich
jedoch, daß es offengeblieben ist, ob die MdB. nicht meß—
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bar ist oder 10 v„H‚ beträgt° Dies läßt sich aus demHinweis
auf die Angaben der Sachverständigen Dr° KZIZIFLv0m 28° Ju—

li 1954 ("Mara chirurgischerseits 10 v.,H."), Prof° Dr„ DZEZZ

vom 23° August 1954 ("MdB° hinsichtlich des Nervensystems 0 V.H‚")

und des Dr° HIIS£Lv0m 7„ März 1957 ("MdE; höchstens 10 V„H.")

herleiten° Hierbei ist zu beachten, daß das Gutachten des Dr.HZEL

;;2für die Beurteilung der MdB° von besonderer Bedeutung sein

mußte, Heil es im Unterschied zu den übrigen Gutachten n a c h

Erlaß des Entziehungsbescheides erstattet werden ist. Die Fra—

ge, ob die durch den Unfall vom 12. Dezember 1951 verursachte

MdB° 10 v„H. beträgt oder nicht meßbar ist, hätte allerdings

unentschieden bleiben können, wenn der Rentenanspruch des

Klägers nur von den Folgen dieses Unfalls abhinge; denn bei

einer MdE„ von weniger als 20 v.H° wird in der Regel keine

Rente gewährt° Nach den Feststellungen des LSG° hat der Klä—

ger jedoch im Januar 1954 einen zweiten Unfall erlitten, der

möglicherweise geeignet ist, den Rentenanspruch des Klägers

aus dem Unfall vom 12° Dezember 1951, sofern die durch diesen

verursachte MdE„_10 v„H° beträgt, zu stützen (@ 559 a Abs°3
EVO)° Der Unfall vom Januar 1954 darf nicht schon deshalb un—

berücksichtigt bleiben, weil er sich später ereignet hat als
der den Gegenstand des vorliegenden Rechtsstreits bildende Un-

fall (vgl° Urteil des erkennenden Senats vom 5.4.1960 - 2 RU
129/58 -—)° Da es insoweit an ausreichenden Feststellungen des
LSG° fehlt, mußte das angefochtene Urteil auf die Revision des

Klägers auch im zweiten Teil der Urteilsformel mit den zu-
grunde liegenden Feststellungen aufgehoben und die Sache so—
mit in vollem Umfang zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das LSG. zurückverwiesen werden (@ 170Abs° 2 SGG).

\

Über die Kosten des Revisionsverfahrens wird im abschliessen;
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den Urteil zu entscheiden sein°
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